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Thomas Gerber (SR) lässt sich am 29. 1. 2015 von Ralf Porzel die 
Position der GdP zum Maßnahmenpaket des Innenministers 
erklären. 

Als Folge des durch Innenminister 
Klaus Boullion angekündigten 
Sofortmaßnahmenpaketes wurde 
eine Evaluierungskommission 
eingerichtet, deren Ziel es ist, unter 
politischer Leitung den im Jahr 
2012 begonnenen Organisationsent-
wicklungsprozess zu überprüfen und 
bis zum Jahresende 2015 Ergebnis-
se zu beschreiben und Optimie-
rungsvorschläge aufzuzeigen.

Vor dem Hintergrund sich stark ver-
ändernder Rahmenbedingungen und 
deren Auswirkungen auf den Organi-
sationsentwicklungsprozess forderte 
die Gewerkschaft der Polizei (GdP) be-
reits im Jahr 2014 die Einleitung von 
Evaluierungsmaßnahmen ein. Eine 
starke Arbeitsverdichtung in verschie-
denen Bereichen der Gefahrenabwehr 
und der Kriminalitätsbekämpfung (z. B. 
Wohnungseinbruchsdiebstahl, Cyber-
crime), eine Zunahme des Einsatzge-
schehens (Fußballeinsätze, Demonstra-
tionsgeschehen) sowie die Heraus- 
forderungen im Zusammenhang mit 
der Bekämpfung des islamistischen 
Terrorismus führen am Ende zu einer 
stetig steigenden Mehrdienststunden-
belastung. Alleine im Jahr 2014 wur-
den rund 210 000 Mehrdienststunden 
geleistet (!). Auch entfalten aus Sicht 
der GdP Organisationsentwicklungs-
prozesse, die sich entgegen den An-
nahmen der AG 2020 deutlich verzö-
gert, aber auch teilweise beschleunigt 
haben, zu nicht erwünschten Auswir-
kungen auf die Kernprinzipien der 
Neuorganisation.

Aus gewerkschaftlicher Sicht zwin-
gen am Ende auch äußere Rahmen-
bedingungen zur folgerichtigen kriti-
schen Organisationsüberprüfung.

Wenn mangelnde polizeiliche Prä-
senz und lange Wartezeiten bis 
zum Eintreffen der Polizei beklagt 

Innenminister setzt Kommission zur 
Evaluierung der Polizeiorganisation ein

Die bisher ergangenen Organisationsentwicklungsmaßnahmen sollen hinsichtlich ihrer Optimierungs-
möglichkeiten überprüft werden – Von unserem Landesvorsitzenden Ralf Porzel

werden, stark stei-
gende Tageswoh-
n u n g s e i n b r ü - 
che das Sicher-
heitsgefühl der Be-
völkerung so stark 
leiden lassen, dass 
sich plötzlich in 
mehreren Orten 
„Bürgerwachen“ 
organisieren, müs-
sen politisch Ver-
antwortliche han-
deln. 

Es wäre fatal, 
wenn sich der Ein-
druck verfestigt, 
dass Polizei die in-
nere Sicherheit 
nicht mehr umfas-
send gewährleis-
ten kann und Bür-
ger selbst für ihre 
Sicherheit sorgen müssen. An dem 
Punkt müssen haushalterische und 
betriebswirtschaftliche Gesichts-
punkte ihre Grenzen finden!

Konstituierung 
der Evaluierungskommission 

Die beauftragte Evaluierungskom-
mission, bestehend aus Leitungsver-
antwortlichen der Abteilung -D- des 
Ministeriums für Inneres und Sport, 
der Behörde Landespolizeipräsidium 
(LPP) und Vertretern operativer 
Dienststellen im LPP, konstituierte 
sich am 17. 2. 2015. Die Kommission 
und die sich daraus ergebenden Ar-
beitsgruppen werden von einer Ge-
schäftsstelle unterstützt. Eine Beteili-
gung der Personalvertretungen, der 
Gewerkschaften bzw. Berufsvertre-
tungen sowie der Frauenbeauftragten 
und der Schwerbehindertenvertre-
tung erfolgt über einen dafür einge-
richteten Beirat, in dem jeweils aktu-

ell über den Stand der Arbeitsgruppen- 
ergebnisse berichtet wird. 

Über den Beirat ist es für die Inter-
essenvertretungen auch möglich, 
Themen und Bewertungen einzubrin-
gen. Die gesetzlich vorgeschriebenen 
förmlichen Beteiligungsverfahren 
werden aus unserer Sicht dadurch je-
doch nicht ersetzt.

Der Auftrag zur Einsetzung der 
Evaluierungskommission sieht bei 
der Organisationüberprüfung insbe-
sondere vor, die Kernprinzipien sowie 
die entwickelten Organisationsabläu-
fe und -strukturen auf ihre Optimie-
rungsmöglichkeiten hin kritisch zu 
überprüfen. 

Gewerkschaftlicher Standpunkt

Wir wollen als Gewerkschaft der 
Polizei die von unseren Kolleginnen 
und Kollegen im bisherigen Verlaufs-
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prozess geäußer-
ten kritischen 
Hinweise, Nach-
steuerungs- und 
Veränderungs-
bedarfe in die 
Evaluierung ein-
bringen, wir wol-
len aber auch die 
Themen aus der 
AG 2020 zum Gegenstand der Diskus-
sion und Prüfung machen, die bisher 
im Sinne von „Nichtbefassung“ be-
handelt wurden, zum Beispiel die Prü-
fung von Optimierungspotenzialen 
hinsichtlich der Entlastung von Poli-

Innenminister Bouillon erklärt am 29. 1. 2015 das Maßnahmenpaket in der Landespresse- 
konferenz. Fotos: Lothar Schmidt

zeivollzugsbeamtinnen und -beamten 
(Aufgabenkritik).

Ein aus unserer Sicht wesentlicher 
Aspekt muss auch die Überprüfung 
der von der AG 2020 gesteckten we-
sentlichen Zieldimensionen,  Quali-

tätssteigerung 
bei der Erfüllung 
des gesetzlichen 
Auftrages sowie 
Mitarbeiter- und 
Bürgerzuf r ie -
denheit sein. Er-
gänzen wollen 
wir dies um die 
Frage der Füh-
rungskräftezu-
friedenheit, die 
bei den weiteren 

Prozessen auch eine wesentliche Rolle 
spielt. Nur durch Erhebung und Prü-
fung dieser Zieldimensionen kann 
man die den Gewerkschaften unter-
stellten  „diffusen Stimmungsbilder“ 
aufhellen.

Der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) hat am 8. 4. 2014 die EU-
Richtlinie 2006/24/EG, umgangs-
sprachlich auch „Vorratsdatenspei-

cherung“ genannt, gekippt. Die 
zwangsweise Umsetzung der Richtli-
nie in nationales Recht der einzelnen 
EU-Mitgliedsstaaten ist damit obsolet 
und bis zu einer Neuregelung in den 
einzelnen EU-Staaten ausgesetzt. 
Was ist diese Vorratsdatenspeiche-
rung eigentlich genau? Wie wurde in 
der jüngeren Vergangenheit damit 
umgegangen, wie ist der aktuelle 
Stand und wie soll oder kann in der 
Zukunft „bevorratet“ werden? Hier 
findet ihr die Antworten. Jan Karsten 
Britz versucht mit diesem Artikel, ein 
wenig Licht in die „sagenumwobene“ 
Geschichte der „Vorratsdatenspeiche-
rung“ hineinzubringen.

Was ist eine 
Vorratsdatenspeicherung?

Man versteht unter diesem Begriff 
die Speicherung personenbezogener 
Daten in der Telekommunikation. Sie 
können bei Bedarf durch berechtigte 
Behörden abgerufen werden. Darunter 
zählen sowohl Verkehrsdaten (z. B.: 
Wer kommuniziert mit wem, wann, wo 
– Standort der Funkzelle, wie und wie 
lange etc.?) als auch Internetadressen 
(sog. IPs). Problematik hierbei: Diese 
Verkehrsdaten wurden/werden von 
den jeweiligen Verpflichteten (also 
denjenigen, die zur Speicherung per 
Gesetz verpflichtet wurden – siehe 

dazu § 96 TKG – zu Abrechnungszwe-
cken) nur kurzzeitig hinterlegt und ge-
löscht, wenn sie nicht mehr benötigt 
wurden/werden. Den Verpflichteten 
wird es „selbst“ überlassen zu ent-
scheiden, wann sie die Daten nicht 
mehr benötigen und diese löschen. Da-
raus ergab/ergibt sich die Notwendig-
keit, eine Speicherfrist einzuführen.

Wann wurde tatsächlich auf 
„Vorrat“ gespeichert?

In Deutschland wurde von Januar 
2008 bis März 2010 die Vorratsdaten-
speicherung mittels „Gesetz zur Neu-
regelung der Telekommunikations-
überwachung und anderer verdeckter 
Ermittlungsmaßnahmen sowie zur Um-
setzung der RL 2006/24/EG“ geregelt 
und betrieben. Damit galten auch für 
die Verpflichteten gewisse Maßnah-
men als unabdingbar notwendig, um 
das Gesetz umzusetzen (umfangreiche 
Anschaffungen von Hard- und Soft-
ware, mehr Personal). Unsere Erfah-
rungswerte aus dieser Zeit zeigen, dass 
dieses Gesetz von den Ermittlern gut 
angenommen und genutzt wurde. Es 
erleichterte den anfragenden Dienst-
stellen die Suche nach Tathinweisen 
(sowohl be- als auch entlastende) und 
vereinfachte auch die Beantragung von 
Beschlüssen nach § 100 g StPO. Erwar-
tungsgemäß wurde dieses Gesetz 
durch mehrere unabhängig vonein- 
ander eingebrachte Verfassungsbe-
schwerden torpediert.

VORRATSDATENSPEIcHERUNG

Eine sagenumwobene Geschichte

Fortsetzung von 
Seite 1
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Warum wurde das 
Gesetz im Anschluss 
für verfassungswidrig 

erklärt?
In dem Urteil des BVfG 

(1 BvR 256/08) vom 2. 3. 
2010 wird die Verfas-
sungswidrigkeit mit dem 
Verstoß gg. Art. 10 (1) GG 
erklärt. Grundsätzlich sei 
die Vorratsdatenspeiche-
rung nicht unvereinbar 
mit dem GG, aber die un-
mittelbare Nutzung der 
Daten müsse auf bestimmte Fälle be-
schränkt sein. Dies sehe das Gesetz 
aber so bisher nicht vor. Im Anschluss 
an das Urteil vergingen mehrere Jahre 
der Abwägung (Für und Wider der 
Wiedereinführung) einer erneuten Vor-
ratsdatenspeicherung. Alle Vorschläge 
und Gesetzeinbringungen scheiterten 
entweder am Unwillen der Akteure 
oder dem Abwarten der Politik auf ein 
Reagieren der EU. Diese reagierte 
dann auch. Der EuGH erklärte am 8. 4. 
2014 die EU-Richtlinie RL 2006/24/EG 
selbst für nichtig. Damit wurde auch 
automatisch eine Diskussion über die 
Wiedereinführung der EU-Richtlinie 
unterbunden. Bis zum heutigen Tage, 
nach nunmehr vier Jahren ohne 
konkrete Ergebnisse, konnte keine 
Übereinstimmung in einer verfas-
sungskonformen Regelung zur Vorrats-
datenspeicherung gefunden werden. 

Warum brauchen 
die Ermittlungsbehörden 

die Vorratsdatenspeicherung?

Die größte Problematik einer nicht 
vorhandenen Vorratsdatenspeicherung 
ist zweifellos die „willkürliche“ Lö-
schung von relevanten Verkehrsdaten 
durch die verpflichteten Stellen (Netz-
betreiber, Provider etc.). Wenn die Da-
ten nach deren internen Anweisungen 
nicht mehr benötigt werden, werden 
sie gelöscht. Die Löschfristen dazu sind 
unterschiedlicher Ausprägung, aber in 
keinem Falle wird die zuzeiten der 
Vorratsdatenspeicherung vorgeschrie-
bene Speicherfrist von sechs Monaten 
ALLER Verkehrsdaten erreicht. Die Lö-
schung kann von 0 bis 180 Tagen nach 
Erstspeicherung im System erfolgen. 
Dabei muss jedoch unterschieden 
werden, dass z. B. Kabelnetzanbieter 
i. d. R. keine Speicherung vornehmen, 
wohingegen ein eher unbedeutender 

Vorratsdatenspeicherung ist unverzichtbar. Foto: Jan-Karsten Britz

Provider wie M-NET oder kleine Inter-
netdienstleister wie MANITU bis zu 180 
Tage speichern, wenn auch mit weniger 
Daten, je länger die Frist fortschreitet. 
Funkzellen-Verkehrsdaten, aufbereitet 
und ausgewertet mittlerweile ein wich-
tiger Bestandteil vieler Strafverfahren, 
liegen i. d. R. nur sieben Tage zum Ab-
ruf bereit. Auch ist hier das Wochenen-
de problematisch zu sehen, da dies 
auch auf die Speicherfrist angerechnet 
wird! Auch die Speicherung von soge-
nannten IP-Adressen ist insofern pro-
blematisch zu sehen, als das einerseits 
die Speicherfristen nur bis zu vier Tage 
dauern und andererseits viele ISPs (In-
ternet Service Provider, z. B. Kabel 
Deutschland etc.) überhaupt keine In-
ternetadressen speichern, weil sie es 
nicht für erforderlich halten! Daher wird 
nach wie vor dringend seitens der Er-
mittler eine verbindliche, langfristige 
Speicherung der Verkehrsdaten ge-
braucht. Aktuelle Speicherfristen kön-
nen im saarländischen Intranet der Po-
lizei auf der Homepage des LPP 4.6 
eingesehen werden.

Was bringt die Zukunft in Sachen 
Vorratsdatenspeicherung?

Die brutalen Anschläge in Frank-
reich und die geplanten Anschläge auf 
Polizisten/Polizeistationen in Belgien 
im Januar 2015 haben die Diskussion 
um die Vorratsdatenspeicherung auch 
in Deutschland neu angestoßen. Zum 
ersten Mal nach über vier Jahren sind 
sich die großen Parteien zumindest da-
rüber einig, die Speicherung wieder-
einführen zu wollen. Die Unterschei-
dung, dass entgegen dem Argument 
vieler Gegner der Vorratsdatenspei-
cherung eben nicht anlasslos gespei-
chert wird, sondern nur anlassbedingt 
auf die Verkehrsdaten zugegriffen wer-
den darf, scheint sich auch langsam in 

der Öffentlichkeit durch- 
zusetzen. Die zustän- 
dige EU-Kommission 
plant derweil eine No-
vellierung der gekipp-
ten EU-Richtlinie, die 
laut Internetgerüchten 
sogar etwas über die 
angesprochene Richtli-
nie hinausgehen soll 
(inklusive Umgehung 
von Verschlüsselungs-
mechanismen und Kom- 
ponenten einer Flug-
gastdatenspeicherung). 
Es bleibt also spannend 

in der Welt der Vorratsdatenspeiche-
rung nach dem Motto: Nichts muss, al-
les kann! 

Jan Karsten Britz, Kreisgruppe LKA

Beim Thema Vorratsdatenspeiche-
rung lenken politisch Verantwortliche 
in öffentlichen Debatten oft von ihrer 
Handlungsunfähigkeit und dem ei-
gentlichen Problem ab. Wie zuvor be-
schrieben, speichern nicht Ermitt-
lungsbehörden „anlassunabhängig“ 
Kommunikationsdaten, sondern grei-
fen nur anlassbezogen auf die bereits 
gespeicherten Daten der gesetzlich 
Verpflichteten (Netzbetreiber, Inter-
net-Service-Provider pp.) zu und da-
bei zunächst nicht auf die kommuni-
zierten Inhalte, sondern ausschließlich 
auf reine Verkehrsdaten. Das eigent-
liche datenschutzrechtliche Problem 
liegt daher ganz woanders, nämlich 
dort, wo Geheimdienste und insbe-
sondere Wirtschaftsunternehmen pri-
vatrechtlicher Natur in Diensten wie 
Mobilfunk, Facebook, Instagram, 
WhatsApp und Co. sachzusammen-
hanglos und überbordend Daten sam-
meln und speichern. 

Jede noch so kleine Handy-App er-
hebt und speichert heute unkontrol-
liert mehr Daten (bis hin zu Gesund-

KOMMENTAR

Politik lenkt vom 
eigentlichen 
Problem ab!

Fortsetzung auf Seite 4
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heitsdaten), als es die Polizei jemals 
tun könnte. Die Behandlung dieser 
Daten, die am Ende oft auf Servern 
landen, wo sie selbst europäischem 
Recht entzogen sind, und  den Um-
gang damit überlässt man privaten 
Unternehmen. Mit windigen und 
löchrigen „Einverständniserklärun-
gen“ beruhigen diese das Gewissen 
von Politik und Verbrauchern. 

Fortsetzung von Seite 3 Wenn in diesem Kontext in der öf-
fentlichen Diskussion der Eindruck 
vermittelt wird, dass rechtsstaatlich 
legitimierte Sicherheitsorgane als 
Bedrohung des  Datenschutzes emp-
funden werden müssen, ist das der 
eigentliche Skandal! 

Nur mithilfe von Vorratsdaten kann 
die Polizei Terrornetzwerke und kri-
minelle Vereinigungen identifizieren, 
weil jene zwingend miteinander 
kommunizieren müssen. Die Polizei 

braucht vor dem Hintergrund der Si-
cherheitslage schnellstmöglich das 
notwendige Handwerkszeug, über 
eine grundrechtskonforme und mit 
durchaus hohen Hürden der Kontrol-
le (z. B. Richtervorbehalt) versehene 
gesetzliche Regelung, um schwersten 
Straftaten wirksam vorzubeugen und 
diese auch bekämpfen zu können.

Ralf Porzel
 

Zu dem 2. Senioreninfonachmittag 
werden die Ruhestandskolleginnen 
und -kollegen der Kreisgruppe St. 
Wendel für Dienstag, 21. 4. 2015, um 
15 Uhr in die Gaststätte Stephan nach 
Steinberg/Deckenhardt eingeladen. 
Von Frau Judith Lermen vom Pflege-

KREISGRUPPE ST. WENDEL

Senioreninfonachmittag: Pflegefall – Was tun?
stützpunkt beim Landkreis St. Wendel 
werden wir wichtige Infos für den 
Pflegefalleintritt bekommen. Unser 
Beihilfefachmann Udo Ewen wird 
hierzu ergänzende Ausführungen für 
die Anträge von Beihilfe bei Pflegefäl-
len machen.

Nicht zuletzt soll aber auch das ge-
sellige Zusammenkommen genutzt 
werden, um die guten, alten Kontakte 
zu pflegen. Zu diesem Infonachmittag 
sind auch die Partner der Kolleginnen 
und Kollegen eingeladen.

Dietmar Böhmer, Seniorensprecher

Entspannte Gesprächsatmosphäre: Innenminister Bouillon empfängt Landesjugendvorstand zum 
Meinungsaustausch. Foto: JUNGE GRUPPE

JUNGE GRUPPE

Am 12. Januar 
2015 wurde der 
Landesjugend-
vorstand mit ins-
gesamt neun Mit- 
gliedern im In-
nenministerium 
bei Herrn Klaus 
Bouillon vorstel-
lig. Wir wollten 
die Gelegenheit 
nutzen, um un-
serem neuen In- 
nenminister zu 
seinem kürzlich erst bekleideten Amt 
zu gratulieren und zeitgleich drei uns 
wichtige Anliegen anzusprechen. In 
einer sehr entspannten und angeneh-
men Atmosphäre wurde von Christi-
an Pusse das erste Thema, die not-
wendigen 100 Neueinstellungen 
– wie im Koalitionsvertrag eigentlich 
bis 2017 festgeschrieben – für das Ka-
lenderjahr 2015 angesprochen. Wir 
machten erneut deutlich, dass ein 
Personalnachschub von mindestens 
100 Kommissaranwärter/-innen not-
wendig ist, um den Stellenabbau von 

Zu Gast bei unserem Innenminister Klaus Bouillon
Von unserem Landesjugendvorsitzenden David Maaß

300 bis 2020 zu gewährleisten. Etwai-
ger Personalüberschuss durch die 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
ist zurzeit nicht kalkulierbar und darf 
daher kein Argument für geringere 
Einstellungszahlen sein. Auch die 
Überalterung der saarländischen Po-
lizei macht eine erhöhte Einstellungs-
zahl von jungen Nachwuchskräften 
aus unserer Sicht mehr als notwen-
dig. Ein weiteres Argument von uns 
ist die durch den Personalschwund 
immer weiter in den Hintergrund rü-
ckende Eigensicherung. Weniger Po-

lizei auf der 
Straße bedingt 
unwiderruflich 
auch eine erhöh-
te Reaktionszeit 
bei möglichen 
Gefahrenlagen 
für den Bürger, 
aber auch für die 
Kollegen/-innen 
z. B. bei Unter-
stützungsanfor-
derungen. Herr 
Bouillon sagte, 

dass er wisse, wie wichtig die Stel-
lung der Polizei in einer Gesellschaft 
sei und dass er alles ihm Mögliche da-
für tun werde, Maßnahmen zu tref-
fen, die unsere Arbeit und Gesund-
heit verbessern. Allerdings müsse 
man auch das Spardiktat der Schul-
denbremse und den dadurch einge-
schränkten Spielraum beachten. Als 
zweites Thema wurde die fehlende 
Erschwerniszulage für KAs, die das 
schriftliche Examen absolviert haben 
und Vollzeit im WSD oder LPP 14 ar-
beiten, von Florian Legleitner ange-
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sprochen. Dieser Umstand wird von 
uns als große Ungerechtigkeit emp-
funden. Zwar sind die KAs bis zu ih-
rer Ernennung nur als dritter Mann/
Frau im Kommando und dürfen 
selbstständig noch keine Eingriffs-
maßnahmen treffen; die Erschwernis-
zulage wird von der JUNGEN GRUP-
PE jedoch als Ausgleich für 
unangenehme Zeiten gesehen. Hier 
ist es unerheblich, ob man Eingriffs-
befugnisse hat oder nicht; allein die 
Zeiten, an denen gearbeitet wird 
(Wochenenden, Feiertagen, pp.) sol-
len im Vordergrund stehen. Uns wur-
de hieraufhin von Herrn Sonntag, 
Leiter D4 im MfIS, mitgeteilt, dass 
eine Novellierung der APO in Arbeit 
sei, die diesen Missstand in den kom-
menden Jahren egalisieren wird, in-
dem der Zeitraum zwischen schrift-

lichem und mündlichem Examen 
deutlich verkürzt werden wird. David 
Maaß hat im Anschluss unser drittes 
Anliegen angesprochen, nämlich die, 
zumindest einmal probeweise, Be-
schaffung von ballistischen Schutz-
schilden, wie in Schleswig-Holstein 
bereits flächendeckend eingesetzt, 
für den WSD. Dieses Thema haben 
wir bereits vor einem Jahr an Frau 
Bachmann herangetragen. Wir mach-
ten deutlich, dass das Saarland in der 
bundesweiten „Widerstandshitliste“ 
2013 den traurigen fünften Platz 
gemacht hat. 400 betroffene Polizei-
vollzugsbeamte/-innen im Saarland 
letztes Jahr sind ein mehr als deutli-
ches Zeichen, dass hier Handlungs-
bedarf besteht. Von uns wurde die 
Beschaffung von drei bis vier Schil-
den vorgeschlagen, die probeweise 

an eine größere Dienststelle gegeben 
werden und deren Vor- und Nachteile 
dann über Monate getestet werden 
sollen. Gerade der ballistische Schutz 
(SK1 bei den Schilden aus Schleswig-
Holstein) und im Allgemeinen die 
Tatsache, dass man im Notfall eine 
schützende Wand zwischen sich und 
den Störer bringen kann, überzeugen 
uns wie auch die Kollegen/-innen in 
Schleswig-Holstein. Herr Bouillon 
zeigte sich hiervon sofort sehr ange-
tan und möchte unsere Idee schnellst-
möglich intern prüfen lassen. Alles in 
allem war unser erstes Treffen mit 
Herrn Bouillon sehr konstruktiv, und 
wir sind auf offene Ohren gestoßen. 
Die JUNGE GRUPPE freut sich schon 
auf das nächste Gespräch und hofft, 
dass die vorgetragenen Anliegen 
demnächst Früchte tragen.

Mitgliederversammlung in der Aula der PI PSulzbach

Ehrung der langjährigen Mitglieder: Herzlichen Glückwunsch und 
vielen Dank! Fotos: Schlang

Für Donnerstag, 8. 1. 2015, war die 
Mitgliederversammlung der GdP-
Kreisgruppe Sbr.-Land terminiert. Ca. 
30 Kolleginnen und Kollegen waren 
der Einladung in die Aula bei der PI 

Sulzbach gefolgt. Nach der Begrü-
ßung durch den Kreisgruppenvorsit-
zenden Thomas Schlang wurde der 
verstorbenen Kolleginnen und Kolle-
gen gedacht. In dieses Gedenken 
wurden auch die Toten des Attentats 
von Paris mit eingeschlossen.

Ein zentraler Punkt der Versamm-
lung war u. a. die Ehrung von Kolle-
ginnen und Kollegen für langjährige 
Mitgliedschaft in der GdP. 

Die GdP bedankt sich bei Josef 
Raubuch und Günther Hoffmann für 
50 Jahre Mitgliedschaft in der GdP; 
Joachim Fery, Detlef Feißt, Wolfgang 
Motsch, Josef Kleer, Peter Becker, Er-

KREISGRUPPE SAARBRücKEN-LAND

Mitgliederversammlung
win Dühr und Walter Paulus blicken 
auf 40-jährige Gewerkschaftszugehö-
rigkeit zurück. 25-jährige Mitglied-
schaft können Reinhard Dörr, Doris 
Marlene Schmidt und Marc Lochner 

feiern.
Im Anschluss 

an die Ehrungen 
folgten die Be-
richte des Kreis-
gruppenvors i t -
zenden und des 
Kassierers. In die-
sen Punkten gab 
die Versammlun-
gen dem Vorstand 
einstimmig Ent-
lastung. Thomas 

Schlang ging in seinem Bericht u. a. 
auf die konstruktiv kritische Rolle der 
GdP bei dem Organisationsentwick-
lungsprozess in der saarländischen 
Polizei ein. Es ist wichtig, in den 
K r e i s g r u p p e n 
weiterhin die Ent-
wicklung kons-
truktiv kritisch zu 
beleuchten, zu 
diskutieren und 
Probleme aufzu-
zeigen. Von der 
LPP-Führung ist 
für Ende 2015 
eine Evaluierung 

des Prozesses geplant. Hierzu wird 
sich die GdP wie gewohnt kompetent 
und kritisch zu Wort melden und die 
Erfahrungen unserer GdP-Kollegin-
nen und -Kollegen im Umgang mit 
der Strukturreform in die Stellung-
nahme mit einbringen.

In dem Bericht des Landesvorsit-
zenden erläuterte Ralf Porzel ausführ-
lich die aktuellen gewerkschaftlichen 
Themen. Lebensarbeitszeitverlänge-
rung und Zulagewesen sind als Teil-
projekte in den Verhandlungen zur 
zukunftssicheren Landesverwaltung 
abgeschlossen.

Weitere, bisher unbehandelte The-
men stehen noch auf der Agenda. Al-
tersgerechtes und alternsgerechtes 
Arbeiten sowie Aufgabenkritik müs-
sen jetzt als Arbeitspakete in Angriff 
genommen werden.

Thomas Schlang, Vorsitzender
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KREISGRUPPE LANDESPOLIZEIPRäSIDIUM – MITGLIEDERVERSAMMLUNG

Für Beständigkeit sind unsere treuen Jubilarinnen und Jubilare ein 
Vorbild. 

Für Zukunftsfähigkeit steht unsere JUNGE GRUPPE mit Akteuren wie 
David Maaß (rechts) und christian Pusse. Fotos: Baum

Für den 28. Januar 2015 hatte die Kreisgruppe LPP zu 
ihrer diesjährigen Mitgliederversammlung in den Speise-
saal im Polizeiareal Mainzer Straße eingeladen. Gefolgt 
waren der Einladung u. a. auch Landespolizeipräsident 
Norbert Rupp und der Leiter der Dir. LPP 2, Lt. KD Harald 
Schnur, leider aber nicht gar so viele „normale Mitglie-
der“ – das kann und sollte besser werden.

Auf dem Programm der diesjährigen Mitgliederver-
sammlung der KG LPP, die aktuell einen neuen Mitglie-
derrekord verzeichnet (880 Mitglieder), standen neben 
Berichten des Landesvorsitzenden R. Porzel, des Kreis-
gruppenvorsitzenden C. Baum, des Mitglieds der Bundes-
tarifkommission, Ralf Walz, unseres Kassierers M. Spei-
cher und des Kassenprüfers Th. Andres die Wahl weiterer 
sechs Vertrauensleute in der KG sowie 31 Ehrungen. 25 
Jahre treues GdP-Mitglied sind 20 Kolleginnen und Kolle-
gen, auf 40 Jahre Mitgliedschaft können Dietmar Mohr, 
Uwe de Buhr, Marita Sander, Ulrich Schmal, Herbert 
Scheib, Bernd Brutscher, Gerhard Groh und Dieter Graf 
zurückblicken. Für 50 Jahre Treue und Solidarität sind 
Martha Spreuer (Mit 92 Jahren unser ältestes Mitglied!), 
Heinz Grub und Herbert Rachel durch den Landes- und 
den Kreisgruppenvorsitzenden zu ehren gewesen. 

Nach einem Rückblick auf die zahlreichen Aktivitäten 
aus 2014 sowie einem Ausblick auf die Vorhabenplanung 
2015 (Stichworte: Stärkung der Vertrauensleutearbeit und 
des Internetauftritts, JAV-Wahlen, erfolgreiche Verhand-
lungen, Verbesserungen und notfalls Kampfmaßnahmen 
im Tarifbereich) klang die Veranstaltung gegen 17 Uhr mit 
einem gemeinsamen Imbiss und guten Gesprächen aus.

Carsten Baum, Vorsitzender

Beständigkeit und Zukunft

Die Saarländerinnen und Saarländer bei der Fortbildung in Wiesbaden. Foto: Schneider

In der Zeit vom 6. bis 8. 2. 2015 
fand das Bundesseminar „Eigensi-
cherung ist kein Zufall – Part 2“ der 
JUNGEN GRUPPE (GdP) in Zusam-
menarbeit mit der Europäischen 
WingTsun-Organisation (EWTO) un-
ter der Schirmherrschaft des hessi-

JUNGE GRUPPE

Eigensicherung

schen Innenministers Peter Beuth in 
Wiesbaden statt. Das Seminar, das 
erstmals im Juni 2012 mit großem Er-
folg in Saarbrücken stattfand, zog 
auch in diesem Jahr wieder rund 120 
Teilnehmer/-innen aus den Bereichen 
Polizei, Zoll, Justiz sowie Stadtpolizei 

und Ordnungsamt aus dem gesamten 
Bundesgebiet an, darunter auch 17 
Teilnehmer/-innen aus dem Saarland! 
Eine Fortsetzung der Erfolgsserie in 
Rheinland-Pfalz ist bereits in Vorpla-
nung.
Esther Schneider, GdP-Landesvorstand
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JUGEND- UND AUSZUBILDENDENVERTRETUNG

Mitglieder der amtierenden JAV Foto: Pusse

Ernennungsfeier auf dem Wackenberg Foto: Leinenbach

Alle zwei Jahre dürfen Auszubil-
dende und Studierende bis 25 Jahre 
ihre spezielle Personalvertretung 
wählen. Gewählt werden neun Mit-
glieder der Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung (JAV). Die Bewer-
ber für dieses Amt stammen meist aus 
einer Wahlliste der Gewerkschaften, 
jedoch können sich auch Kolleginnen 
und Kollegen ohne Gewerkschaftszu-
gehörigkeit wählen lassen. 

Ist das Gremium gewählt, wird in 
einer konstituierenden Sitzung eine 
Vorsitzende oder ein Vorsitzender mit 
einer Stellvertreterin oder einem 
Stellvertreter gewählt. Der Vorsitz 
kümmert sich dann um die laufenden 
Geschäfte. Die sind bei einer JAV 
recht unterschiedlich. Die Aufgaben 
reichen von Problemen an der Fach-
hochschule über fehlende Ausrüs-
tung bis hin zur Beteiligung an der 
Reformierung des Curriculums. 

Wahl am 20. Mai 2015

Weiter ist die JAV auch direkt an 
den Örtlichen Personalrat (ÖPR) des 
Landespolizeipräsidiums und der Di-
rektionen angegliedert. Hier erfährt 
man als junger Personalvertreter im-
mer Unterstützung und Rat und hat 
das Recht, an den Sitzungen des ÖPR 
teilzunehmen.

Für die Wahl Mai 2015 wird die 
GdP wieder eine Liste von jungen 

und engagierten Kolleginnen und 
Kollegen aufstellen. Unter dem Motto 
„Gemeinsam stark!“ werden sie sich 
bemühen, die Interessen der Auszu-
bildenden und jungen Polizistinnen 
und Polizisten in Zukunft motiviert 
und zielstrebig zu vertreten.

Christian Pusse,
JUNGE GRUPPE – Gemeinsam stark!

 Am Montag, 9. Februar 2015, über-
gab unser Innenminister Klaus Bouil-
lon den 89 Absolventen des Studien-
kurses P 33 die Ernennungsurkunden 
zur Polizeikommissarin bzw. zum Po-
lizeikommissar. Ebenfalls wurde 74 
Kolleginnen und Kollegen des Studi-
enganges P 30 die Ernennungsurkun-
de zur Lebzeitbeamtin bzw. zum Leb-
zeitbeamten überreicht.

Die Gewerkschaft der Polizei gra-
tuliert allen frisch Ernannten des Stu-

P 30 UND P 33

Minister Bouillon 
übergibt Ernennungsurkunden

diengangs P 33 zur bestandenen Prü-
fung und wünscht alles Gute für die 
Zukunft und viel Freude bei der an-
spruchsvollen Arbeit. Ebenso herzlich 
gratulieren wir allen Kolleginnen und 
Kollegen, die an diesem Tag zur Leb-
zeitbeamtin bzw. zum Lebzeitbeam-
ten ernannt wurden. 

Bruno Leinenbach, 
stellvertretender GdP-Vorsitzender
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